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Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 9. 


(Nr. 2252.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 16. Januar 1842. in Betreff der Stiftung einer 
Auszeichnung für pflichttreue Dienſte in der Landwehr. 


Jo uͤbergebe dem Kriegs miniſterium die beifolgenden Beſtimmungen wegen 
Stiftung einer Auszeichnung für pflichttreue Dienſte in der Landwehr, mit dem 
Auftrage, ſolche der Armee bekannt zu machen, und zur Ausfuͤhrung derſelben 
das Weitere zu verfügen. Dem Staatsminifterium habe Ich dieſerhalb das 
Noͤthige zugehen laſſen. 

Berlin, den 16. Januar 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Kriegsminiſterium. 


Mit Wohlgefallen habe Ich das achtungswerthe Beſtreben der Landwehr, ſich 
fortdauernd ihrem Zwecke angemeſſen auszubilden, bemerkt und daher beſchloſſen, 
forthin jedem Wehrmanne, nachdem er ſeine Dienſtpflichten erfuͤllt hat, als eine 
bleibende Erinnerung eine aͤußere Auszeichnung nach folgenden Beſtimmungen 
zu verleihen: 

1) Dieſe Auszeichnung beſteht in einem kornblauen Bande, in welchem mit 
gelber Seide Mein Namenszug (F. W. IV.) eingewirkt iſt, und wird 
in einer eiſernen Einfaſſung auf der linken Bruſt gleich wie die Dienft- 
Auszeichnung des ſtehenden Heeres getragen. 

2) Sie iſt für Offiziere, Unteroffiziere und Wehrmaͤnner gleich. 

3) Den Anſpruch darauf hat Derjenige, welcher nach Ableiſtung der geſetz⸗ 
lichen Dienſtpflicht im ſtehenden Heere, in beiden Aufgeboten der Land⸗ 
wehr die ihm obliegenden Pflichten vorwurfsfrei erfüllte. (S. H. 7.) 
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4) Die Verleihung der Auszeichnung erfolgt in der Regel bei der Entlaſſung 
aus dem zweiten Aufgebot zum Landſturm im Herbſt jeden Jahres und 
faͤngt mit Denjenigen an, welche im Herbſte 1842. austreten. Das 
bei dem Uebertritt aus dem erſten Aufgebot erhaltene Zeugniß des Wohl⸗ 
verhaltens giebt dem austretenden Unteroffizier und Wehrmann das Recht, 
ſich mit dieſer Beſcheinigung bei dem Bataillons-Kommandeur ſeines 
Bezirks zur Erlangung der Auszeichnung zu melden. 


5) Bei den Offizieren iſt es erforderlich, daß fie ihre Dienſtpflichten in allen 
gedachten Stadien (S. F. 3.) überhaupt vorwurfsfrei erfüllt, und ins⸗ 
beſondere den Uebungen, zu denen ſie beordert worden, ſo wie dem 
Scheibenſchießen und Kontroll-Verſammlungen mit Eifer beigewohnt ha⸗ 
ben, auch niemals kriegsrechtlich beſtraft worden ſind. 


6) Die Liſten der berechtigten Offiziere werden unter Beifuͤgung der, von 
den Brigade-Kommandeuren zu beſtaͤtigenden Zeugniſſe der Bataillons⸗ 
Kommandeure uͤber das Wohlverhalten auf dem geordneten Dienſtwege 
an das Kriegsminiſterium eingereicht, welches ſie pruͤft, und Mir zur Be⸗ 
ſtaͤtigung vorlegt. Diejenigen Offiziere, die auch nach zuruͤckgelegter 
Dienſtpflicht aus ehrenvollem Antriebe noch in der Landwehr bleiben 
wollen, ſollen dabei Mir beſonders namhaft gemacht werden. 

7) Der Unteroffizier und Wehrmann, welcher auf die Dienſtauszeichnung 
Anſpruch macht, muß die Uebungen, zu welchen er einberufen wurde, mit⸗ 
gemacht, und im Fall er dieſe zu verſaͤumen gezwungen war, durch ein 
freiwilliges Einkommen nachgeholt, ebenſo bei den Schießuͤbungen und 
Kontroll⸗Verſammlungen feine Pflichten vorwurfsfrei erfüllt, auch waͤh⸗ 
rend ſeiner Dienſtzeit keine durch Kriegs- oder Standrecht erkannte 
Strafe erlitten haben, und nicht in der zweiten Klaſſe des Soldaten⸗ 
ſtandes ſtehen. Bei dem Uebertritt ins zweite Aufgebot muß uͤber das 
Obige zur Begruͤndung des kuͤnftigen Anſpruchs, in einem auszuſtellen⸗ 
den Fuͤhrungszeugniß das Noͤthige bemerkt werden. 

8) Die Liſten der, nach dieſen Bedingungen zur Dienſtauszeichnung ſich 
eignenden Unteroffiziere und Wehrmaͤnner, werden von dem Bataillons⸗ 
Kommandeur zuſammengeſtellt, und dem Brigade-Kommandeur zur Pruͤ⸗ 
fung und eventuellen Beſtaͤtigung vorgelegt. Auf Grund derſelben wird 
die ſummariſche Nachweiſung des Bedarfs an Auszeichnungen durch 
die Zwiſchenbehoͤrden dem Allgemeinen Kriegs departement eingeſandt, wel⸗ 
ches dagegen die erforderlichen Auszeichnungen jedem Armee⸗Corps zuſen⸗ 
den wird. Verloren gegangene Auszeichnungen muͤſſen die Inhaber aus 
eigenen Mitteln wieder anſchaffen. 

9) Wenn 
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9) Wenn Offiziere oder Unteroffiziere der Landwehr fih durch ihre Thaͤtig⸗ 

keit bei den Schießuͤbungen oder ſonſtigen Eifer in den Bezirken aus⸗ 

zeichnen, fo koͤnnen dieſelben als eine ehrenvolle Ausnahme auch dann 

ſchon zur Dienſtauszeichnung in Vorſchlag gebracht werden, wenn ſie die 
Dienſtjahre des erſten Aufgebots zuruͤcklegten. 

10) Die Beſitzzeugniſſe für Unteroffiziere und Gemeine werden von den Ba: 
taillons⸗Kommandeuren, die für die Offiziere aber von dem Kriegsmi⸗ 
niſter vollzogen. 

11) Die ‚über den Verluſt der uͤbrigen Ehrenzeichen beſtehenden geſetzlichen 
Vorſchriften bei Vergehen, finden auch auf die in Rede ſtehende Aus⸗ 
zeichnung Anwendung. 0 

Indem Ich dieſen Beweis des Wohlwollens der Landwehr hiermit zu— 
wende, erwarte Ich, daß die verliehene Auszeichnung fuͤr alle neu eintretende 
Wehrmaͤnner ein ehrenvoller Antrieb ſeyn wird, mit immer regem Eifer die Pflich⸗ 
ten ihres Berufes zu erfüllen. 

Berlin, den 16. Januar 1842. 


Friedrich Wilhelm. 
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(Nr. 2253.) Vertrag zwiſchen Preußen, Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Kurheſſen, 
dem Großherzogthume Heſſen, den zu dem Thüringer Zoll- und Handels⸗ 
Vereine gehörigen Staaten, den Herzogthümern Braunſchweig und Naſſau 
und der freien Stadt Frankfurt einerſeits, und dem Großherzogthum 
Luxemburg andererſeits, wegen des Anſchluſſes des Großherzogthums 
Luxemburg an das Zollſyſtem Preußen's und der übrigen Staaten des 
Zollvereins. D. d. Haag, den 8. Februar 1842. 


Nachdem Seine Majeſtaͤt der Koͤnig der Niederlande, Großherzog von Luxem⸗ 
burg, den Wunſch zu erkennen gegeben haben, dem Großherzogthume Luxemburg 
durch eine nähere Verbindung deſſelben mit dem Deutſchen Zoll⸗ und Handels: 
vereine die Vortheile eines moͤglichſt freien gegenſeitigen Verkehrs zuzuwenden; 
ſo haben, Behufs der deshalb zu pflegenden Verhandlungen, zu Bevollmaͤch⸗ 
tigten ernannt: 
b einerſeits f 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen fuͤr Sich und in Vertre 
tung der uͤbrigen Mitglieder des, kraft der Vertraͤge vom 22. und 30. 
Maͤrz und 11. Mai 1833., 12. Mai und 10. Dezember 1835., 
2. Januar 1836. und 8. Mai 1841. beſtehenden Zoll- und Handels⸗ 
vereins, naͤmlich der Kronen Bayern, Sachſen und Wuͤrttemberg, des 
Großherzogthums Baden, des Kurfuͤrſtenthums Heſſen, des Großher— 
zogthums Heſſen, der den Thuͤringiſchen Zoll- und Handelsverein bilden⸗ 
den Staaten, — namentlich des Großherzogthums Sachſen, der Her: 
zogthuͤmer Sachſen-Meiningen, Sachſen-Altenburg und Sachſen⸗Coburg 
und Gotha, und der Fuͤrſtenthuͤmer Schwarzburg⸗Rudolſtadt und Schwarz⸗ 
burg⸗Sondershauſen, Reuß⸗Greitz, Reuß⸗Schleitz und Reuß⸗Lobenſtein 
und Ebersdorf, — der Herzogthuͤmer Braunſchweig und Naſſau, und 
der freien Stadt Frankfurt, 

Allerhoͤchſt Ihren Kammerherrn und außerordentlichen Geſandten und be- 
vollmaͤchtigten Miniſter am Koͤniglich Niederlaͤndiſchen Hofe, Herr: 
mann Friedrich Reichsgrafen von Wylich und Lottum, Ritter 
des Koͤniglich Preußiſchen rothen Adler-Ordens 2ter Klaſſe mit dem 
Stern, des Johanniter-Ordens und des eiſernen Kreuzes 2ter Klaſſe, 

und andererſeits 
Seine Majeſtaͤt der Koͤnig der Niederlande, Großherzog von 
Luxemburg 

Allerhoͤchſt Ihren Kammerherrn und interimiſtiſchen Staats-Kanzler für das 
Großherzogthum Luxemburg, Friedrich Georg Prosper Freiherrn 
von Bloch auſen, Ritter von dem Stern des Großherzoglich Luxem⸗ 

bur⸗ 
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burgiſchen Ordens der Eichenkrone, und des Koͤniglich Niederlaͤndi⸗ 
ſchen Loͤben⸗Ordens, 8 a 
von welchen Bevollmächtigten, in Gemaͤßheit der denſelben von ihren reſpektiven 
Souverainen ertheilten ſpeziellen Inſtruktionen, unter dem Vorbehalte der Ra⸗ 
tififation, folgender Vertrag abgeſchloſſen worden iſt. 


Artikel 1. 

Seine Majeſtaͤt der Koͤnig der Niederlande, Großherzog von Luxemburg, 
treten mit Allerhoͤchſt Ihrem Großherzogthume Luxemburg dem Zollſyſteme des 
Koͤnigreichs Preußen und der mit dieſem zu einem Zollvereine verbundenen 
Staaten bei. 


Artikel 2. 

In Folge dieſes Beitritts werden Seine Majeſtaͤt der Koͤnig Großher⸗ 
zog, mit Aufhebung der gegenwaͤrtig in dem gedachten Großherzogthume uͤber 
Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben und deren Verwaltung bes 
ſtehenden Geſetze und Einrichtungen, daſelbſt die Verwaltung der Eingangs-, 
Ausgangs: und Durchgangs⸗Abgaben in Uebereinſtimmung mit den desfallſigen 
Geſetzen, Tarifen, Verordnungen und ſonſtigen adminiſtrativen Beſtimmungen 
des Zollvereins, wie ſolche in den an das Großherzogthum angrenzenden Preu⸗ 
ßiſchen Provinzen gegenwaͤrtig beſtehen, oder kuͤnftig beſtehen werden, eintreten, 
und zu dieſem Zwecke die erforderlichen Geſetze, Tarife und Verordnungen publi⸗ 
ziren, ſonſtige Verfuͤgungen aber, nach denen die Unterthanen oder Steuerpflich⸗ 
tigen ſich zu richten haben, durch die betreffende oberſte Verwaltungsbehoͤrde zu 
Luxemburg zur oͤffentlichen Kenntniß bringen laſſen. 


ö Artikel 3. Al 

Etwanige kuͤnftige Abaͤnderungen der im vorſtehenden Artikel gedachten, 

in den an das Großherzogthum angrenzenden Preußiſchen Provinzen beſtehenden 

geſetzlichen Beſtimmungen, bedürfen der Zuſtimmung der Großherzoglichen Res 

gierung; dieſe Zuſtimmung wird nicht verweigert werden, wenn ſolche Abaͤnde⸗ 
rungen in den Vereinsſtaaten allgemein getroffen werden. 


Artikel 4. 

Um gleichzeitig mit dem Anſchluſſe des Großherzogthums Luxemburg an 
das Zoll⸗Syſtem Preußens und der uͤbrigen Staaten des Zollvereins, auch alle 
Hinderniſſe zu entfernen, welche einer voͤlligen Freiheit des Verkehrs zwiſchen 
dem gedachten Großherzogthume und dem daſſelbe angrenzenden Koͤniglich Preu⸗ 
ßiſchen Gebiete in der Verſchiedenheit der Abgabe vom Salze und der Beſteue— 
rung innerer Erzeugniſſe entgegenſtehen würden, iſt ferner Folgendes verabredet 
worden: ö 
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A. Wegen des Branntweins aus mehligen Subſtanzen, 
und 

B. Wegen des Biers: 
wollen Seine Majeftät der Koͤnig Großherzog die dermalen ſchon von der Fa⸗ 
brikation dieſer Getraͤnke im Großherzogthume zu entrichtende Abgabe nicht un⸗ 
ter den Betrag der dieſerhalb in Preußen beſtehenden Steuer herab ſetzen 

Was das Branntweinbrennen aus Obſt und Treſtern und allen ſonſti⸗ 

gen nicht mehligen Subſtanzen anlangt, ſo werden Seine Majeſtaͤt daſſelbe, 
nach Ratifikation des gegenwaͤrtigen Vertrags, einer Steuer unterwerfen, deren 
Betrag nicht geringer, als die dafuͤr in Preußen beſtehende ſeyn wird. 


C. Nicht minder werden Seine Majeſtaͤt gleichzeitig eine Beſteuerung 
des Weinmoſtes in Uebereinſtimmung mit den deshalb in Preußen angenomme- 
nen Steuerſaͤtzen einfuͤhren. 


D. Wegen des Salzes ertheilen Seine Majeftät die Zuſicherung, den 
Salzdebitspreis waͤhrend der Dauer des Vertrages nicht unter den Betrag 
des Salzpreiſes in Preußen herabzuſetzen. 


E. Fuͤr den Fall, daß im Großherzogthume Tabacksbau betrieben wer⸗ 
den und einen irgend erheblichen Umfang erreichen ſollte, verſprechen Seine 
Majeſtaͤt die in Preußen beſtehende oder eine derſelben im Betrage gleichkom⸗ 
mende Beſteuerung des inlaͤndiſchen Tabacksbaues einfuͤhren zu laſſen. 


Artikel 5. f 
Mit der vollſtaͤndigen Ausfuͤhrung des gegenwaͤrtigen Vertrages hoͤren 
die Eingangs, Ausgangs⸗ und Durchgangs⸗Abgaben an den Grenzen zwiſchen 
Preußen und dem Großherzogthume Luxemburg auf, und es koͤnnen alle Ger 
genſtaͤnde des freien Verkehrs aus letzterem frei und unbeſchwert in die Preu⸗ 
ßiſchen und die mit Preußen im Zollvereine befindlichen Staaten und umgekehrt 
aus dieſen in jenes, eingefuͤhrt werden, mit alleinigem Vorbehalt: 


a) der zu den Staatsmonopolien gehoͤrigen Gegenſtaͤnde (Salz), ingleichen 
der Spielkarten und Kalender nach Maaßgabe der Artikel 6. und 7.; 


b) der im Innern der zu dem Zollvereine gehoͤrigen Staaten mit einer 
Steuer belegten inlaͤndiſchen Erzeugniſſe nach Maaßgabe des Artikels 8. 
und endlich 


c) ſolcher Gegenſtaͤnde, welche ohne Eingriff in die von einem der kontra⸗ 
hirenden Staaten ertheilten Erfindungs⸗Privilegien (Patente) nicht nach⸗ 
gemacht oder eingefuͤhrt werden koͤnnen, und daher fuͤr die Dauer der 
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Privilegien (Patente) von der Einfuhr in den Staat, welcher dieſelben 
ertheilt hat, ausgeſchloſſen bleiben muͤſſen. 
Artikel 6. 
In Betreff des Salzes treten Seine Majeſtaͤt der Koͤnig Großherzog 
den zwiſchen den Mitgliedern des Zollvereins beſtehenden Verabredungen in 
folgender Art bei: 


a) die Einfuhr des Salzes und aller Gegenſtaͤnde, aus welchen Kochſalz aus⸗ 
geſchieden zu werden pflegt, aus fremden, nicht zum Vereine gehoͤrenden 
Laͤndern, in die Vereinsſtaaten, iſt verboten, inſoweit dieſelbe nicht fuͤr 
eigene Rechnung einer der vereinten Regierungen und zum unmittelbaren 
Verkauf in deren Salzaͤmtern, Faktoreien oder Niederlagen geſchieht. 


Die Durchfuhr des Salzes und der vorbezeichneten Gegenſtaͤnde, aus 
den zum Vereine nicht gehörigen Ländern, in andere ſolche Länder, ſoll 
nur mit Genehmigung der Vereinsſtaaten, deren Gebiet bei der Durch⸗ 
fuhr berührt wird, und unter den Vorſichtsmaaßregeln ſtattfinden, welche 
von ſelbigen fuͤr noͤthig erachtet werden. 


c) Die Ausfuhr des Salzes in fremde, nicht zum Vereine gehoͤrige Staa⸗ 
ten, iſt frei. 

d) Was den Salzhandel innerhalb der Vereinsſtaaten betrifft, fo iſt die 
Einfuhr des Salzes von einem in den anderen nur in dem Falle erlaubt, 
wenn zwiſchen den Landes- Regierungen beſondere Verträge deshalb be⸗ 
ſtehen. 

e) Wenn eine Regierung von der anderen innerhalb des Geſammtvereins 
aus Staats⸗ oder Privat» Salinen Salz beziehen will, fo muͤſſen die 
Sendungen mit Paͤſſen von oͤffentlichen Behoͤrden begleitet werden. 


) Wenn ein Vereinsſtaat durch das Gebiet eines anderen, aus dem Aus⸗ 
lande, oder aus einem dritten Vereinsſtaate feinen Salzbedarf beziehen, 
oder durch einen ſolchen ſein Salz in fremde, nicht zum Verein gehoͤ— 
rige Laͤnder, verſenden laſſen will, ſo ſoll dieſen Sendungen kein Hin⸗ 
derniß in den Weg gelegt werden; jedoch werden, inſofern dieſes nicht 
ſchon durch fruͤhere Vertraͤge beſtimmt iſt, durch vorgaͤngige Ueberein⸗ 
kunft der betheiligten Staaten die Straßen fuͤr den Transport, und die 
erforderlichen Sicherheitsmaaßregeln zur Verhinderung der Einſchwaͤrzung, 
verabredet werden. 


b 


— 


Artikel 7. 
Hinſichtlich der Einfuhr von Spielkarten und Kalendern kommt der 
Grundſatz, wonach es in fämmtliher zu dem Zollvereine gehörigen Staaten 
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und Gebietstheilen bei den beſtehenden Verbots⸗ oder Beſchraͤnkungs⸗Geſetzen 
und Debits⸗ Einrichtungen fein Bewenden behält, auch in Beziehung auf das 
Großherzogthum Luxemburg in Anwendung. 


Artikel 8. b 
Indem die in dem Gebiete des Zollvereins in Betreff der inneren 
Steuern, welche in den einzelnen Vereinsſtaaten theils auf die Hervorbringung 
oder Zubereitung, theils unmittelbar auf den Verbrauch gewiſſer Erzeugniſſe 
gelegt ſind, ſo wie hinſichtlich des Verkehrs mit ſolchen Erzeugniſſen unter den 
Vereinsſtaaten vertragsmaͤßig beſtehenden Beſtimmungen auch auf das Groß— 
herzogthum Luxemburg in Anwendung kommen, wird, in Ruͤckſicht auf die 
Steuern, welche in letzterem auf inneren Erzeugniſſen haften und auf die im 
Artikel 4. deshalb getroffenen Verabredungen, zwiſchen Preußen und dem Grof- 
herzogthum gegenſeitig von ſaͤmmtlichen inneren Erzeugniſſen, bei dem Ueber- 
gange in das andere Gebiet, weder eine Ruͤckverguͤtung der Steuern geleiſtet, 
noch eine Uebergangs-Abgabe erhoben werden, dagegen den uͤbrigen Staaten 
des Zollvereins gegenuͤber das Großherzogthum hinſichtlich der zu gewaͤhrenden 
Ruͤckverguͤtungen und der zu erhebenden Uebergangs-Abgaben in daſſelbe Ver⸗ 

haͤltniß, wie Preußen ruͤckſichtlich der Preußiſchen Rheinprovinz, treten. 


Artikel 9. 

Seine Majeſtaͤt der König Großherzog treten der zwiſchen den Staaten 
des Zollvereins getroffenen Uebereinkunft wegen Beſteuerung des im Umfange 
des Vereins aus Runkelruͤben bereiteten Zuckers bei und erklaͤren Sich auch 
damit einverſtanden, daß, wenn die Fabrikation von Zucker oder Syrup aus 
andern inlaͤndiſchen Erzeugniſſen, als aus Runkelruͤben, z. B. aus Staͤrke, im 
Zollvereine einen erheblichen Umfang gewinnen ſollte, dieſe Fabrikation ebenfalls 
in ſaͤmmtlichen Vereinsſtaaten einer uͤbereinſtimmenden Beſteuerung nach den 
für die Ruͤbenzucker⸗Steuer verabredeten Grundſaͤtzen zu unterwerfen ſeyn würde. 


Artikel 10. N 
Chauſſeegelder oder andere ſtatt derſelben beſtehende Abgaben, eben ſo 
Pflafter-, Damm⸗, Brücken und Faͤhrgelder, oder unter welchem anderen Na⸗ 
men dergleichen Abgaben beſtehen, ohne Unterſchied, ob die Erhebung für Rech⸗ 
nung des Staates oder eines Privat Berechtigten, namentlich einer Kommune, 
geſchieht, ſollen, ſowohl auf Chauſſeen, als auch auf allen unchauſſirten Land⸗ 
und Heerſtraßen, nur in dem Betrage beibehalten oder neu eingefuͤhrt werden 
koͤnnen, als fie den gewoͤhnlichen Herſtellungs⸗ und Unterhaltungskoſten ange⸗ 
meſſen ſind. 
Das in dem Preußiſchen Chauffeegeld-Tarife vom Jahre 1828. beſtimmte 
Chauſ⸗ 


Fr 


Chauſſeegeld ſoll als der hoͤchſte Satz angeſehen und auch in dem Großherzog: 
thume Luxemburg nicht uͤberſchritten werden. 

Beſondere Erhebungen von Thorſperr- und Pflaſtergeldern ſollen auf 
chauſſirten Straßen, da, wo fie noch beſtehen, dem vorſtehenden Grundſatze ge- 
maͤß, aufgehoben, und die Ortspflaſter den Chauſſeeſtrecken dergeſtalt eingerechnet 
werden, daß davon nur die Chauſſeegelder nach dem allgemeinen Tarife zur 
Erhebung kommen. 

0 Artikel 11. . 

Seine Majeſtaͤt der König Großherzog ſchließen Sich für das Groß: 
herzogthum Luxemburg den Verabredungen an, welche zwiſchen den zu dem Zoll- 
und Handelsvereine gehörigen Regierungen wegen Herbeiführung eines gleichen 
Muͤnz⸗, Maaß⸗ und Gewichts⸗Syſtems getroffen worden find, und treten ins⸗ 
beſondere hierdurch der zwiſchen den gedachten Regierungen unter dem 30. Juli 
1838. abgeſchloſſenen allgemeinen Muͤnz-Konvention bei, indem Allerhoͤchſtdie⸗ 
ſelben zugleich erklaͤren, entweder den 14 Thalerfuß oder den 241 Guldenfuß in 
dem Großherzogthume Luxemburg als Landesmuͤnzfuß annehmen zu wollen. 


Artikel 12. 

Die Waſſerzoͤlle oder auch Wegegeld⸗Gebuͤhren auf Fluͤſſen, mit Ein- 
ſchluß derjenigen, welche das Schiffsgefaͤß treffen (Rekognitionsgebuͤhren), find 
von der Schiffahrt auf ſolchen Fluͤſſen, auf welche die Beſtimmungen des Wie⸗ 
ner Kongreſſes oder beſondere Staats⸗Vertraͤge Anwendung finden, ferner ge⸗ 
genſeitig nach jenen Beſtimmungen zu entrichten, inſofern hieruͤber nichts beſon⸗ 
deres verabredet wird. 

In letzterer Hinſicht erklaͤren Seine Majeftät der König Großherzog, 
was insbeſondere den Rhein und deſſen Nebenflüffe betrifft, Ihr Einverſtaͤndniß 
mit dem, in den Artikeln 15. resp. 12. der Zollvereinigungs⸗Vertraͤge vom 22. 
Maͤrz 1833., 12. Mai 1835. und 2. Januar 1836. ausgeſprochenen Zwecke, 
durch weitere Unterhandlung zu einer Vereinbarung zu gelangen, in Folge deren 
die Ein⸗, Aus- und Durchfuhr der Erzeugniſſe der ſaͤmmtlichen Vereinslande 
auf den genannten Fluͤſſen in den Schiffahrts-Abgaben, mit ſtetem Vorbehalte 
der Rekognitionsgebuͤhren, wo nicht ganz befreit, doch moͤglichſt erleichtert wird. 

Alle Beguͤnſtigungen, welche ein Vereinsſtaat dem Schiffahrts-Betriebe 
ſeiner Unterthanen auf den Eingangs gedachten Fluͤſſen zugeſtehen moͤchte, ſollen 
in gleichem Maaße auch der Schiffahrt der Unterthanen der andern Vereins⸗ 
ſtaaten zu Gute kommen. 

Auf den übrigen Fluͤſſen, bei welchen weder die Wiener Kongreß-Akten 
noch andere Staatsvertraͤge Anwendung finden, werden die Waſſerzoͤlle nach 
den privativen Anordnungen der betreffenden Regierungen erhoben. Doch ſollen 
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auch auf dieſen Fluͤſſen die Unterthanen der kontrahirenden Staaten und deren 
Waaren und Schiffsgefaͤße uͤberall gleich behandelt werden. N 

Die betheiligten Regierungen behalten ſich vor, nach Maaßgabe der vor⸗ 
ſtehenden Grundfäge über alle die Schiffahrt auf der Moſel und, fo weit die 
Schiffbarkeit derſelben ſolches erfordert, auf der Sauer, erleichternde und befoͤr⸗ 
dernde Maaßregeln durch eine auf voͤlliger Reziprozitaͤt beruhende Uebereinkunft 
ſich weiter zu verſtaͤndigen. i 


f Artikel 13. 

Kanal-, Schleufen-, Bruͤcken⸗, Faͤhr⸗, Hafen, Waage⸗, Krahnen⸗ und Nie⸗ 
derlage-Gebuͤhren und Leiſtungen für Anſtalten, die zur Erleichterung des Ver— 
kehrs beſtimmt ſind, ſollen nur bei Benutzung wirklich beſtehender Einrichtungen 
erhoben, und fuͤr letztere nicht erhoͤhet, auch uͤberall von den Unterthanen des 
andern kontrahirenden Theiles auf völlig gleiche Weiſe, wie von den eigenen 
Unterthanen, erhoben werden. Findet der Gebrauch einer Waage: Einrichtung 
nur zum Behufe der Zoll-Ermittelung oder einer zollamtlichen Kontrolle Statt, 
ſo tritt eine Gebuͤhren-Erhebung nicht ein. 


Artikel 14. 


Von den Großherzoglich Luxemburgiſchen Unterthanen, welche in den Ge⸗ 
bieten der zollvereinten Staaten Handel und Gewerbe treiben, oder Arbeit ſuchen, 
ſoll von dem Zeitpunkte ab, mit welchem der gegenwaͤrtige Vertrag in Kraft 
treten wird, keine Abgabe entrichtet werden, welcher nicht gleichmaͤßig die in dem: 
ſelben Gewerbsverhaͤltniß ſtehenden eigenen Unterthanen dieſer Staaten unter: 
worfen ſind. 

Desgleichen ſollen Fabrikanten und Gewerbtreibende aus dem Großher⸗ 
zogthum Luxemburg, welche blos fuͤr das von ihnen betriebene Geſchaͤft Ankaͤufe 
machen, oder Reiſende aus ſelbigem, welche nicht Waaren ſelbſt, ſondern nur 
Muſter derſelben bei ſich führen, um Beſtellungen zu ſuchen, wenn fie die Be⸗ 
rechtigung zu dieſem Gewerbsbetriebe in ihrem Wohnorte durch Entrichtung der 
geſetzlichen Abgaben erworben haben, oder im Dienſte ſolcher dortigen Gewerbe⸗ 
treibenden oder Kaufleute ſtehen, in den andern Staaten des Zollvereins keine 
weitere Abgabe hierfuͤr zu entrichten verpflichtet ſeyn. N 

Auch follen bei dem Beſuche der Meſſen und Maͤrkte zur Ausuͤbung des 
Handels und zum Abſatze eigener Erzeugniſſe oder Fabrikate, die Großherzog⸗ 
lichen Unterthanen in jedem Vereinsſtaate den eigenen Unterthanen gleich be— 
handelt werden. 

Auf ganz gleiche Weiſe ſoll es mit den Unterthanen aus ſaͤmmtlichen, 
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zum Zollvereine gehörigen Staaten in den vorerwaͤhnten Fällen bei ihrem Ver⸗ 
kehr in dem Großherzogthume Luxemburg gehalten werden. 


Artikel 15. 

Seine Majeſtaͤt der Koͤnig Großherzog treten hierdurch dem zwiſchen den 
Gliedern des Zoll- und Handelsvereins zum Schutze ihres gemeinfchaftlichen 
Zollſyſtems gegen den Schleichhandel, und ihrer innern Verbrauchsabgaben gegen 
Defraudationen beſtehenden Zollkartel bei, und werden die betreffenden Artikel 
deſſelben gleichzeitig mit gegenwaͤrtigem Vertrage in dem Großherzogthume pu- 
bliziren laſſen; auch die übrigen Vereinsſtaaten werden die erforderlichen Anord- 
nungen treffen, damit in den gegenſeitigen Verhaͤltniſſen den Veſtimmungen 
dieſes Zollkartels uͤberall Anwendung gegeben werde. 5 | 


Artikel 16. a 

Die Ernennung der Beamten und Diener bei den Bezirks- und Lofal- 
ſtellen für die Zoll-Erhebung und Aufſicht, welche nach gleichfoͤrmigen Beſtim— 
mungen, wie in den übrigen Vereinsſtaaten, anzuordnen, zu beſetzen und zu in- 
ſtruiren ſind, bleibt Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige Großherzog uͤberlaſſen. 

Auch ſind die Vereinsſtaaten damit einverſtanden, daß die Vollziehung 
der gemeinſchaftlichen Zollgeſetze, fo wie die Leitung des Dienſtes, einer Zoll⸗ 
Direktion in Luxemburg uͤbertragen werde. 

Da jedoch die Vereinsſtaaten ein großes Intereſſe dabei haben, daß durch 
die mit der Aufnahme des Großherzogthums in den Verein eintretende Verle⸗ 
gung der Zollgrenze die Sicherheit in der Erhebung der Abgaben nicht geminz 
dert werde, fo wollen Seine Majeſtaͤt der König Großherzog alle Einrichtungen 
der Verwaltung dergeſtalt treffen laſſen, daß dieſe durch die Art ſowohl ihrer 
Organiſation, als ihrer Handhabung, den Vereinsſtaaten eine volle Buͤrgſchaft 
fuͤr die genaue Ausfuͤhrung der Zollgeſetze gewaͤhren. Das Naͤhere hieruͤber ſoll 
in einer beſondern Uebereinkunft verabredet werden. 


Artikel 17. 

Die Ausführung aller im gegenwaͤrtigen Vertrage enthaltenen Verabre— 
dungen, namentlich derjenigen, welche auf die Einrichtung, Beſtimmung und 
amtliche Befugniß der zur Erhebung und Abfertigung erforderlichen Dienſt— 
Stellen ſich beziehen, ferner die Bildung des Grenzbezirks im Großherzogthume 
ſoll in gegenſeitigem Einvernehmen mit Huͤlfe der von beiden Seiten zu dieſem 
Behufe zu ernennenden Kommiſſarien, bewirkt werden. 


Artikel 18. 
Der Großherzoglichen Regierung bleibt es vorbehalten, die für den Zoll: 
dienſt angeſtellten Beamten in dem Großherzogthume, ſoweit es ohne Beeintraͤch— 
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tigung ihrer eigentlichen Dienſt-⸗Obliegenheiten geſchehen kann, auch mit der Er⸗ 
hebung und Kontrole Großherzoglich privativer Steuern, imgleichen der Chauffee- 
und Wegegelder zu beauftragen. 5 


Artikel 19. 
Die Unterſuchung und Beſtrafung der im Großherzogthume Luxemburg 
begangenen Zollvergehen erfolgt, in ſofern dabei nicht ein adminiſtratives Ver⸗ 
fahren eintritt, von den Großherzoglichen Gerichten. 


Artikel 20. 
Die Ausübung des Begnadigungs⸗ und Strafverwandlungs-Rechts über 
die wegen verſchuldeter Zollvergehen von Luxemburgiſchen Gerichten verurtheilten 
Perſonen bleibt Seiner Majeſtaͤt dem Koͤnige Großherzog vorbehalten. 


Artikel 21. 

In Folge des gegenwaͤrtigen Vertrages wird zwiſchen dem Koͤnigreiche 
Preußen nebſt dem mit ihm zu einem Zollvereine verbundenen Staaten, und dem 
Großherzogthume Luxemburg, eine Gemeinſchaft der Einkuͤnfte an Eingangs-, 
Ausgangs- und Durhgangs-Abgaben Statt finden, und der Ertrag dieſer Ein- 
Fünfte nach dem Verhaͤltniſſe der Bevoͤlkerung getheilt werden. 


Artikel 22. 

Die beiderſeitigen hohen Kontrahenten ſind dahin uͤbereingekommen, daß 
Dieſelben ſogleich nach Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden ſich über den⸗ 
jenigen Grenzverkehr und deſſen Sicherung verſtaͤndigen wollen, welcher zwiſchen dem 
Großherzogthum Luxemburg einerſeits und dem in Gemaͤßheit des Traktats vom 
19. April 1839. dem Koͤnigreiche Belgien verbliebenen Theile des gedachten 
Großherzogthums andererſeits, beſteht, waͤhrend Seine Majeſtaͤt der Koͤnig von 
Preußen außerdem erklaͤren, daß Allerhoͤchſtdieſelben die Abſicht haben, alles Moͤg⸗ 
liche zu thun, um, wenn das Koͤniglich Belgiſche Geſetz vom 6. Juni 1839. 
etwa aufgehoben werden ſollte, die Luxemburger Unterthanen ruͤckſichtlich der ihnen 
aus einer ſolchen Aufhebung erwachſenden Nachtheile zufrieden zuſtellen. Und da 
Seine Majeftät der König Großherzog den Wunſch geaͤußert haben, daß die An⸗ 
zahl und die Dauer der Dienſtzeit der im Großherzogthume Luxemburg anzuſtellenden 
Koͤniglich Preußiſchen Douanen- Beamten moͤglichſt beſchraͤnkt werde, fo wollen 
Seine Majeftät der König von Preußen dieſem Wunſche entſprechen, inſoweit 
als dies mit dem Dienſte und der Organiſation des Zollvereins vereinbar iſt. 


Artikel 23. 
Die Dauer des gegenwaͤrtigen Vertrags, welcher mit dem 1. April 1842. 
mr Ausführung gebracht werden ſoll, wird bis zum letzten Maͤrz 1846. feſtge⸗ 
ſetzt. 
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ſetzt. Erfolgt ſpaͤteſtens neun Monate vor dem Ablaufe dieſes Zeitraums keine 
Auffündigung von der einen oder der anderen Seite, fo wird der Vertrag als 
auf ſechs Jahre, und in gleicher Weiſe ſtets weiter von ſechs zu ſechs Jahren 
verlaͤngert angeſehen. 

Derſelbe fol alsbald ſaͤmmtlichen betheiligten Regierungen vorgelegt und 
ſollen die Ratifikations⸗Urkunden mit moͤglichſter Beſchleunigung, ſpaͤteſtens aber 
binnen ſechs Wochen, zu Berlin ausgewechſelt werden. 


So geſchehen Haag, den 8. Februar 1842. 


Herrmann Friedrich Reichsgraf von Frederie Georges Prospère de 
Wylich und Lottum. Blochausen. 


(. S) (L. S) 


De Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden des vorſtehenden Vertrages 
hat Statt gefunden. 
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Ar- 22540 Miniſterial⸗Erklärung über die mit dem Senate der freien und Hanſeſtadt Lü⸗ 
wo ange. E. F bee getroffene Uebereinkunft wegen Ausdehnung der Freizügigkeit auf die 
rege. nicht zum Deutſchen Bunde gehörigen Preußiſchen Provinzen, d. d. den 
3. März, bekannt gemacht den 19. März 1842. 


Naben die Koͤniglich Preußiſche Regierung mit dem Senate der freien und 
Hanſeſtadt Luͤbeck dahin uͤbereingekommen iſt, die Aufhebung des Abſchoſſes und 
Abfahrtsgeldes, welche zufolge des Artikels 18. der Deutſchen Bundesakte vom 
8. Juni 1815. und nach Maaßgabe der Beſchluͤſſe der Deutſchen Bundesver⸗ 
ſammlung vom 23. Juni 1817. und 2. Auguſt 1827. bereits zwiſchen den zum 
Deutſchen Bunde gehoͤrigen Preußiſchen Provinzen und der freien Stadt Luͤ⸗ 
beck feſtgeſetzt worden, nunmehr auch auf die nicht zum Deutſchen Bunde ge- 
hörigen Preußiſchen Provinzen im gegenſeitigen Verhaͤltniſſe zur freien Stadt 
Luͤbeck mit deren geſammtem Gebiete auszudehnen, ſo erklaͤren jetzt die beiden 
Regierungen Folgendes: 
Artikel 1. 

Bei keinem Vermoͤgensausgange auch aus den nicht zum Deutſchen 
Bunde gehoͤrigen Provinzen der Preußiſchen Monarchie, namentlich alſo aus 
den Provinzen Preußen und Poſen in die freie Stadt Lübeck und deren Gebiet 
oder aus dieſen in jene, es mag ſich ſolcher Ausgang durch Auswanderung, oder 
Erbſchaft, oder Legat, oder Brautſchatz, oder Schenkung, oder auf andere Weiſe 
zutragen, ſoll irgend ein Abſchoß (gabella hereditaria) oder Abfahrtsgeld (cen- 
sus emigrationis) erhoben werden. 


Von dieſer Beſtimmung ſind jedoch diejenigen allgemeinen Abgaben aus⸗ 
genommen, welche bei einem Erbſchafts-Anfalle, Legat, Verkauf u. ſ. w. ohne 
Unterſchied, ob das Vermoͤgen im Lande bleibt oder hinausgezogen wird, ob der 
neue Erwerber ein Inlaͤnder oder ein Fremder iſt, in dem beiderſeitigen Gebiete 
zu entrichten ſind, wie z. B. Erbſchaftsſteuer, Stempelgebuͤhren und dergleichen. 

Artikel 2. 

Die vorſtehend beſtimmte Freizuͤgigkeit ſoll ſich ſowohl auf diejenigen Ab⸗ 
gaben an Abſchoß und Abfahrtsgeld, welche in die Staatskaſſen fließen, als 
auch auf diejenigen Abgaben an Abſchoß und Abfahrtgeld erſtrecken, welche in 

die Kaſſen der Kommunen, Maͤrkte, Kammereien, Stifter, Patrimonial⸗Gerichte 
und Korporationen oder einzelner Privat⸗Perſonen fließen wuͤrden. 


Artikel 3. 
In Abſicht der Anwendung der gegenwaͤrtig verabredeten Freizuͤgigkeit 
ſoll der Tag des wirklichen Abzuges entſcheiden. 
b Ar ti⸗ 
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Artikel 4. 


Die verabredete Freizuͤgigkeit bezieht ſich nur auf das Vermoͤgen. 
Demnach bleiben, dieſes Uebereinkommens ungeachtet, diejenigen Preußiſchen Ge⸗ 
ſetze und diejenigen Geſetze der freien Stadt Luͤbeck in ihrer Kraft beſtehen, 
welche die Perſon des Aus wandernden, feine perſoͤnlichen Pflichten, insbeſon⸗ 
dere ſeine Verpflichtung zum Kriegsdienſte betreffen. Auch wird in Zukunft in 
Beziehung auf die perſoͤnlichen Pflichten der Auswandernden, insbeſondere ihre 
Miliairpflicht, keine der beiden, die gegenwaͤrtige Erklaͤrung abgebenden Regie⸗ 
rungen, in Anſehung der Geſetzgebung beſchraͤnkt. 


Artikel 5. 


Gegenwaͤrtige, im Namen Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs von Preußen 
von dem Koͤniglich Preußiſchen Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
und im Namen der freien Stadt Luͤbeck und deren Senate von dem praͤſidi⸗ 
renden Buͤrgermeiſter zweimal gleichlautend ausgefertigte Erklaͤrung ſoll, nach 
erfolgter gegenſeitiger Auswechſelung, Kraft und Wirkſamkeit haben. 


So geſchehen Berlin, den 3. Maͤrz 1842. 
(L. S8.) 
Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 


In Vertretung des Geheimen Staats- und Kabinets-Miniſters Grafen von Maltzan. 
Frh. v. Werther. 
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Nachdem die Auswechſelung vorſtehender Erklaͤrung gegen eine gleichlautende 
Erklaͤrung des Senats der freien und Hanſeſtadt Luͤbeck am 9. d. M., von 
wo ab die getroffene Uebereinkunft daher in Kraft tritt, erfolgt iſt, wird ſolche 
unter Bezugnahme auf die Allerhoͤchſte Kabinets⸗ Order vom 11. April 1822. 
Geſetz⸗Sammlung pro 1822. Seite 81.) hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß 
gebracht. 


Berlin, den 19. Maͤrz 1842. 
Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
In Vertretung des Geheimen Staats- und Kabinets-Miniſters Grafen von Maltzan. 


Frh. v. Werther. 


